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Steuern

Wohnungsgemeinnützigkeit

Zur weitgehend unbestimmten Bemessung des Über-
wiegens der Hauptgeschäfte gemäß § 7 Abs 1 bis 2 WGG
SteuernRegulatorische Graubereiche im Wohnungsgemeinnützigkeitsrecht

WOLFGANG SCHWETZ*)

Gemeinnützige Bauvereinigungen (GBV) sind mit einer in der Praxis verhält-
nismäßig komplex zu handhabenden Geschäftskreisregelung konfrontiert.
Dem Überwiegen der Hauptgeschäfte gemäß § 7 Abs 1 und 2 WGG kommt
auch für die Aufrechterhaltung der Befreiung von der unbeschränkten Körper-
schaftsteuerpflicht gemäß § 5 Z 10 KStG besondere Bedeutung zu. Steuerliche
Risiken können sich hier insbesondere aus der weitgehend unbestimmten
Rechtslage ergeben.

1. Unbestimmte Rechtslage

GBV sind gemäß § 7 Abs 1 Satz 1 WGG verpflichtet, sich „mit der Errichtung und Verwal-
tung von Wohnungen mit einer Nutzfläche von höchstens 150 m2 mit normaler Ausstat-
tung, von Eigenheimen mit höchstens zwei Wohnungen dieser Art und von Heimen sowie
mit Sanierungen größeren Umfanges im Inland zu befassen und ihr Eigenkapital vornehm-
lich für diese Zwecke einzusetzen“.1) Hinzukommt die in § 7 Abs 3 Satz 1 WGG enthaltene
Verpflichtung, überwiegend die Geschäfte gemäß § 7 Abs 1 bis 2 WGG zu betreiben.

Wie dieses Überwiegen konkret zu bemessen ist, bleibt im Detail weitgehend offen:
Hieraus ergibt sich etwa mit Grundbichler das Erfordernis der Auslegung.2) Schuchter
verweist auf das Erfordernis (regulatorischer) Präzisierung, was die einzelnen Kenn-
größen, deren Zusammenwirken sowie den zu betrachtenden Zeitraum betrifft.3) Zu-
nächst lässt sich mit Popper anhand der Begrifflichkeit „überwiegend“ im Rahmen der
Wortinterpretation festmachen, dass die unter Abs 1 bis 2 zu subsumierende Geschäfts-
tätigkeit mehr als die Hälfte der gesamten Geschäftstätigkeit der der Betrachtung unter-
zogenen GBV zu umfassen hat.4) Der Gesetzestext sowie die (historischen) Materialien
lassen die für die Beurteilung heranzuziehenden Parameter allerdings völlig unbe-
stimmt. Im Rahmen der erforderlichen teleologischen Interpretation wird es zielführend
sein, sich anhand des Steuer- bzw Gewerberechts zu orientieren: So betont Holoubek,
dass die Geschäftskreisregelung für GBV einen Charakter als „spezifisches Gewerbe-
recht“.5) aufweist. Schuchter benennt diesen Umstand mit dem Terminus „Sondergewer-
berecht“,6) wobei im Unterschied zur Gewerbeordnung mit Holoubek.7) und Holoubek/
Hanslik-Schneider.8) die „Zweckbindungsfunktion“ der Wohnungsgemeinnützigkeit im
Vordergrund steht – und eine „Begrenzungsfunktion“ im Sinne der Daseinsvorsorge dem
Normzweck inhärent ist.

*) Wolfgang Schwetz, MSc, BA, MRICS ist regelmäßiger Autor zu Fragen des Wohnungsgemeinnützig-
keitsrechts sowie eines WGG-Kommentars und als Konsulent selbständig tätig. Er begleitete die
WGG-Novellen 2022 und 2019 sowie die GRVO-Novellen 2021 und 2018 als Fachexperte.

1) § 7 Abs 1 WGG.
2) Grundbichler, Gemeinnützige Bauvereinigungen (2014) 18 (FN 58).
3) Schuchter in Schwimann, Praxiskommentar zum ABGB samt Nebengesetzen (2001) § 7 WGG Rz 25.
4) Popper, Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz (1979) § 7 Abs 3 Anm 2.
5) Holoubek in Korinek/Nowotny, Handbuch der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft (1994) 348 f.
6) Schuchter in Schwimann, ABGB, § 7 WGG Rz 1.
7) Holoubek in Korinek/Nowotny, Gemeinnützige Wohnungswirtschaft, 349 f.
8) Holoubek/Hanslik-Schneider in Illedits/Reich-Rohrwig, Wohnrecht Taschenkommentar – Update (2021)

§ 7 WGG Rz 1.
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2. Anhaltspunkte

Die KStR benennen konkrete Parameter im Rahmen einer Aufzählung, die sich als nicht
abschließend und einzelfallbezogen versteht. Angeführt werden exemplarisch die Um-
satzrelation, das eingesetzte Kapital und die Kapazitätsauslastung. Die Betrachtung hat
unter dem Blickwinkel eines mehrjährigen – im Konkreten etwa drei- bis fünfjährigen –
Zeitraums zu erfolgen.9)

Das Bauvolumen bleibt zwar ungenannt, ist aber wohl ebenfalls geeignet, eine taugliche
Maßzahl zu bilden. Sofern ein gewerbliches Tochterunternehmen gemäß § 7 Abs 4b
WGG Tätigkeiten entfaltet, die eine GBV als Hauptgeschäfte betreiben könnte, werden
diese (gegebenenfalls anteilig im Sinne der Kapitaleinlagen) den Hauptgeschäften der
gemeinnützigen Mutter zugeschlagen werden können – sofern die Tätigkeit im Inland
entfaltet wurde. Eine systematische Aushöhlung der Tätigkeit der GBV durch gewerb-
liche Töchter kann allerdings nicht als im Sinne des Gesetzgebers erachtet werden und
wird von der Aufsichtsbehörde gemäß § 29 WGG iVm § 35 Abs 2 Z 2 WGG zu bewerten
sein. In diesem Sinne kann auch die mit der WGG-Novelle 2019 (BGBl I 2019/85) vor-
genommene Gesetzesänderung interpretiert werden, dass GBV nunmehr durch (eigene)
gewerbliche Tochterunternehmen errichtete Einheiten als Hauptgeschäft verwalten
können.10)

Anhaltspunkte zur teleologisch angemessenen Vorgangsweise finden sich in angrenzen-
den Rechtsgebieten: VwGH 20. 12. 2000, 98/13/0236, und 24. 2. 2005, 2001/15/0159,
betonen iZm der Abgrenzung zwischen gewerblichem Grundstückshandel und (der auch
GBV erlaubten) Vermögensverwaltung, dass der Beurteilung das objektive Gesamtbild
zugrunde zu legen ist und nicht (nur) auf die Anzahl der Transaktionen abzustellen ist.
Diese Betrachtungsweise wird auch für die Beurteilung der Geschäftstätigkeit von GBV
gelten. 

Auch § 2 KStG bietet in Bezug auf Mischbetriebe eine taugliche Analogie: Bei der Be-
messung des Überwiegens entweder hoheitlicher bzw privatwirtschaftlicher Tätigkeit ist
gemäß KStR 2001 auf das Kriterium abzustellen, das die Relation sachlich angemessen
zum Ausdruck bringt.11) Wiederum führt diese Vorgangsweise unmittelbar in die Einzel-
fallbetrachtung – und eine erhebliche Bandbreite von möglichen Parametern.

Auf den Punkt gebracht

Ob die einzelnen Anforderungen im Rahmen des konkreten Geschäftsbetriebs tatsäch-
lich erfüllt werden, lässt sich in Grenzfällen – aufgrund der oftmals gegebenen Komple-
xität der realen Sachverhalte sowie teils auseinanderfallender abgaben- und aufsichts-
behördlicher Sichtweisen oder Abgrenzungsschwierigkeiten der Begrifflichkeiten12) –
wohl lediglich näherungsweise im Rahmen einer Gesamtbetrachtung objektivieren. Als
vergleichsweise konsensual kann der mehrjährige Betrachtungszeitraum ebenso ange-
sehen werden sowie, dass die in den KStR genannten Parameter grundsätzlich geeignet
für die Bemessung des Überwiegens der Hauptgeschäfte sein werden. 

Welche weiteren Parameter in die Bemessung Eingang finden (können) und wie die Re-
lation von Parametern zueinander gestaltet sein muss, bleibt weitgehend offen – und
wird jedenfalls der Einzelfallbetrachtung zu unterziehen sein.

9) Rz 223 KStR. Anmerkung: Der Verweis auf § 7 Abs 2 WGG in den KStR stellt offensichtlich ein Redaktions-
versehen dar.

10) § 7 Abs 2 WGG.
11) Rz 75 KStR 2001.
12) Schuchter in Schwimann, ABGB, § 7 WGG Rz 1.
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